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Titel

Grüne 
„Die Republik dauerhaft verändern“
Joschka Fischer über grüne Prioritäten bei den Koalitionsverhandlungen mit der SPD
Verhandlungsführer*: „Zum Erfolg ver
SPIEGEL: Herr Fischer, Sie wirken in die-
sen Tagen besonders ernst und sorgen-
zerfurcht. Ist die Freude über den rot-
grünen Wahlsieg so schnell verflogen?
Fischer: Nicht sorgenzerfurcht.Aber man
spürt eben schon, was es bedeutet, jetzt
Verantwortung zu übernehmen. Eine de-
mokratische Revolution mit dem Wahl-
zettel, einen solchen Erdrutschsieg für die
Opposition gab es bei uns noch nie. Das
wird die Republik dauerhaft verändern.
SPIEGEL: Politiker mit Provinz-Erfahrung
übernehmen jetzt die Macht am Rhein.
Fischer: Das gilt für alle. Auch Helmut
Kohl kam ja 1982 als Kanzler aus der pfäl-
zischen Provinz rheinabwärts angerudert.
Gemeinsam mit den Kollegen von der
SPD gehören wir in dieselbe Generation.

* Jürgen Trittin, Joschka Fischer, Kerstin Müller und
Gunda Röstel am vergangenen Donnerstag auf dem
Weg zu den Sondierungsgesprächen mit der SPD.
Unsereins hat Erfahrungen
als stellvertretender Mini-
sterpräsident oder Landes-
minister gemacht. Übun-
gen in der Provinz sind
Voraussetzung für das Fi-
nale in der Bundespolitik.
Das ist richtig so, das
gehört zum Wesen des Fö-
deralismus.
SPIEGEL: Zum Auftakt der
Koalitionsverhandlungen
hat Gerhard Schröder 
die Grünen vor überhöh-
ten Forderungen gewarnt.
Schaffen Sie den Wandel
von einer Bewegungspartei
zum realpolitischen Regie-
rungspartner?
Fischer: Die Alternative
wäre das Scheitern, wir
sind jetzt zum Erfolg ver-
pflichtet. Der Wahlkampf
war für uns ein Realitäts-
test. Wir haben dabei in
den Abgrund geblickt, als
uns nach den Magdeburger
Beschlüssen die Brocken
um die Ohren flogen.
Aber jetzt hat die Partei
ihre Verantwortung und
den Rollenwechsel begrif-
fen. Sie will regieren. Das
müssen wir auf der Bon-
ner Ebene umsetzen in ei-

nem Koalitionsvertrag, der für vier Jahre
eine verläßliche, stabile und erfolgreiche
Regierungspolitik von Sozialdemokraten
und Grünen sichert.
SPIEGEL: Die Forderung nach vier grünen
Ministern spricht angesichts der Gewich-
te in der Koalition für Realitätsblindheit.
Fischer: Wir sind eine voll quotierte Par-
tei, das macht die Viererposition fast
selbstverständlich. Ob es klug war, dies
gleich über die Medien auszutragen, ist
eine andere Frage.
SPIEGEL: Für Schröder sind drei Essentials
nicht verhandelbar: ökonomische Stabi-
lität, innere Sicherheit und außenpoliti-
sche Kontinuität.
Fischer: Das sind Selbstverständlichkei-
ten, die Sie auch in unserem Wahl-
programm finden. Bei vier Millionen 
Arbeitslosen müssen wir ökonomische
Stabilität aber erst mal wiederherstel-
len – und das zu sozial gerechten Bedin-
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gungen. Damit steht und fällt die neue
Regierung.
SPIEGEL: In der Außenpolitik gelten die
Grünen als unsichere Kantonisten.
Fischer: Außenpolitische Kontinuität ist
für uns eine Selbstverständlichkeit. Ein
Wackelkurs würde sofort vorhandene
Ängste gegen uns mobilisieren und zu
antideutschen Koalitionen führen. Das
wäre das Gegenteil von dem, was wir
wollen: Sicherheit in Europa zu schaffen
und den europäischen Einigungsprozeß
zu vollenden. Dabei stehen wir mit der
EU-Osterweiterung vor einer großen
Herausforderung.
SPIEGEL: Die Frage einer deutschen Be-
teiligung an möglichen Militäraktionen
im Kosovo würde nicht vom Votum grü-
ner Parteitage abhängig sein?
Fischer: Parteitag und Fraktion müssen
dem Koalitionsvertrag zustimmen. Das ist
die Voraussetzung für eine Koalition. Wir
können nicht nur für die Schönwetterteile
der gemeinsamen Regierung zuständig
sein, während die Sozialdemokraten all-
wettertauglich sind. Damit würden wir auf
Dauer uns selbst in Frage stellen und her-
abstufen zum perspektivischen Integra-
tionsproblem der Sozialdemokratie.
Als eigenständige politische Kraft müssen
wir uns jetzt ebenfalls als allwettertaug-
lich erweisen. Das heißt, schwierige Ent-
scheidungen nicht nur mitzutragen, son-
dern dann auch entsprechend durchzu-
setzen. Das muß die Partei wissen. Wir
dürfen die gute Sache nicht am falschen
Schein ruinieren.
SPIEGEL: Was heißt das nun konkret für
Ihre Haltung zum Kosovo?
Fischer: Sie werden mir gestatten, daß ich
in dieser Übergangssituation keine hypo-
thetische Diskussion führe. Dazu ist die
Lage zu ernst. Es geht um Entscheidun-
gen, die auch das Leben von Menschen
betreffen können, darunter deutsche Sol-
daten. Da verbietet sich jede Spekulation.
SPIEGEL: Was passiert, wenn die Ameri-
kaner auf eine Kosovo-Intervention durch
die Nato ohne Uno-Mandat drängen?
Fischer: Keine Spekulation.Aber ich sehe
dann folgendes Problem: Es geht dabei
um das Völkerrecht als Handlungsgrund-
lage. Das bindet an bestimmte Verfahren
– und die wiederum an die Vereinten Na-
tionen und den Sicherheitsrat. Da darf
man nicht einfach darüber hinweggehen,
denn das könnte von anderen mächtigen



Deutsche Soldaten (in Bosnien): Angst vor der Verantwortung 
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„Die grünen Frauen 
könnten zwei 
Kabinette füllen“
Waigel im Haushalt fürs kommende Jahr
nicht mehr eingestellt. Denn, der Meinung
ist jedenfalls Waigel, den beiden „klammen
Zwergen“ zu helfen sei gesamtstaatliche
und nicht allein Bonner Pflicht. Die Länder,
vor allem die sozialdemokratisch regierten,
wollen aber bislang nicht mitzahlen.

Lafontaine muß nun die roten Provinz-
fürsten überzeugen – oder die Bremen-
Saarland-Hilfen streichen. Sonst gräbt er
sich selbst das erste Haushaltsloch.

Bereitschaft zum Wandel und zur real-
politischen Einsicht wird auch dem Junior-
partner abverlangt. Die Grünen, fordert
Schröder, müßten nun „binnen 24 Tagen
von der Bewegungspartei zu einer Regie-
rungspartei mutieren“.

Selbst den oberrealen Fischer befiel kurz
die Angst vor der Verantwortung „Laß uns
umdrehen, das ist ein Irrtum“, entfuhr es
Fischer, als er am Wahlsonntag auf der
Fahrt nach Bonn die ersten Prognosezah-
len hörte. Aber inzwischen hat er – immer
noch staunend – die neue Rolle verinner-
licht. Daß er der Größte unter den Grünen
ist, spielt er nunmehr ungehemmt aus. Daß
ihm auch ein Stück Macht im Staat zufal-
len wird, genießt er.

„In gleicher Augenhöhe“ will er dem so
viel größeren Partner gegenübertreten. Das
hat er in seiner Verhandlungskommission
angekündigt. Einige Mäkler aus der SPD,
die ihm das Außenministerium nicht über-
lassen wollen, belehrt er: „Ich werde doch
nicht vor den altgewordenen Jusos in die
Knie gehen.“

Personalfragen sollen am Ende der Ko-
alitionsverhandlungen entschieden wer-
den, bevor dann die Parteitage von Grünen
am 23. Oktober und Sozialdemokraten
zwei Tage später dem Gesamtkunstwerk
ihr finales Plazet geben. Doch in den Ku-
lissen herrscht bereits ein heftiges Geran-
gel um Ministerämter, Staatssekretäre und
den Neuzuschnitt von Ressorts. Da müssen
berechtigte Ansprüche erfüllt, Eitelkeiten
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befriedigt, Dankesschulden abgegolten und
wichtige Interessengruppen ruhiggestellt
werden. In beiden Lagern stellen die Frau-
en Ansprüche, die in der auf 298 Abge-
ordnete erstarkten SPD-Fraktion 102 Mit-
glieder stellen und bei den Grünen mit 
27 zu 20 klar die Mehrheit haben.

„Keiner darf den anderen überfordern“,
mahnte deshalb beim Vorgespräch Lafon-
taine das grüne Kleeblatt. Der SPD-Vorsit-
zende empfahl, sich ein bißchen an der Auf-
teilung der christliberalen Koalitionäre zu
orientieren, „weil die Kräfteverhältnisse
ähnlich sind“. Im Klartext: Drei Minister-
posten für die Ökos wäre das Höchstmaß.

Daß Joschka Fischer Vizekanzler und
Außenminister werden soll, gilt bei Schröder
und Lafontaine als abgemacht. Der künftige
Kanzler will ihn schon gleich auf den An-
trittsbesuch bei US-Präsident Bill Clinton
am kommenden Freitag mitnehmen.

Fischer wünscht sich als Staatsminister
den SPD-Außenpolitiker Günter Verheu-
gen, der noch mit dem Verteidigungsressort
liebäugelt. „Aber nicht jeder kann krie-
gen, was er am liebsten hätte“, hatte La-
fontaine schon der neuen SPD-Fraktion
beim fröhlichen Einstand im Bonner Was-
serwerk vorgehalten. Zum Staatssekretär
will Fischer nun Wolfgang Ischinger, den
Spitzendiplomaten seines Amtsvorgängers
Kinkel, berufen. Doch der politische 
Direktor des Auswärtigen Amtes wird
womöglich von Schröder als außenpoliti-
scher Chefberater ins Kanzleramt geholt.

Zweiter Ministeraspirant der Grünen ist
Vorstandssprecher Jürgen Trittin. Wahr-
scheinlich bekommt er das Umweltressort.
In das möchte Trittin noch aus dem Wirt-
Staaten als Präzedenzfall zu ganz ande-
ren Konsequenzen genutzt werden.
SPIEGEL: Die Grünen sind mit anspruchs-
vollen Forderungen angetreten: Verkehrs-
wende, Energiewende, Umbau des Indu-
striestaats. Was bleibt davon übrig?
Fischer: Wir diskutieren nicht mehr wie
1985 über allgemeine Protest-Headlines.
Alles wird konkret in machbare Re-
formschritte umgesetzt. Und ich be-
haupte: Wir haben in vielen Bereichen
klarer definierte Pläne als die Sozial-
demokraten.
SPIEGEL: Wo denn bitte?
Fischer: Nehmen Sie doch die Reform der
Einkommensteuer, wo wir ein Modell ge-
nau durchgerechnet haben, oder den
Atomausstieg. Auch dafür haben wir un-
sere Ziele genau beschrieben.
SPIEGEL: Wie konkret wird denn der 
Koalitionsvertrag formuliert?
Fischer: Wir sind uns einig, daß wir Qua-
lität produzieren, daß wir präzise sein wol-
len.Wir werden keine Romane schreiben.
SPIEGEL: Was sind die grünen Prioritäten
für die Verhandlungen? 
Fischer: Wir haben nicht umsonst sechs
wichtige Punkte in unser Sofortpro-
gramm geschrieben. Darin können Sie
die Konturen einer neuen Politik erken-
nen: ein Bündnis für Arbeit; eine Öko-
Steuer zur Finanzierung niedriger Lohn-
nebenkosten, eine sozial gerechte Ein-
kommensteuerreform; ein Senken der
Jugendarbeitslosigkeit, und wenn es da-
bei nicht zu verbindlichen Zusagen der
Großunternehmen kommt, dann wird es
eine Ausbildungsplatzumlage geben; eine
Vereinbarung über das definitive Ende
der Atomenergie und schließlich ein neu-
es Staatsangehörigkeitsrecht.
SPIEGEL: Der schwerste Brocken?
Fischer: Der schwerste Brocken wird nicht
zwischen den Partnern liegen, sondern
vor den beiden: die spürbare Senkung
der Arbeitslosigkeit. Mit den Sozialde-
mokraten sehe ich einen hohen Vorrat an
Gemeinsamkeiten.
SPIEGEL: Ihr Parteisprecher Jürgen Trittin
fordert grüne Mitverantwortung in zen-
tralen Politikbereichen. Werden Sie der
neue Außenminister?
Fischer: Dazu werden Sie von mir kein
Wort hören. Aber es ist Aufgabe unseres
Sprechers, unsere Verhandlungspositio-
nen zu definieren. Das ist so in Ordnung.
SPIEGEL: Warum schaffen Sie die Kanz-
lerwahl nicht bis zum EU-Gipfel in drei
Wochen? Gab es schon Ärger?
Fischer: Im Gegenteil. Aber der Zeitplan
ist eh sehr eng. Es geht nicht schneller. Die
Herren Kollegen müssen sich noch ein
bißchen gedulden, ehe sie dem neuen
deutschen Kanzler die Hand schütteln
können.
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